
 

  

S 23 U 397/97

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 2
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Antrag nach § 109 SGG

Frist
rechtliches Gehör

Leitsätze Ein Antrag nach § 109 SGG, der ein Jahr
nach Mitteilung der Beendigung der
Beweisaufnahme des Gerichts gestellt
wird, ist verspätet. Der Kläger, der durch
einen rechtskundigen Bevollmächtigten
vertreten ist, kann sich nicht darauf
berufen, dass er auf die mangelnde
Erfolgsaussicht hätte hingewiesen werden
müssen.

Normenkette SGG § 109

1. Instanz

Aktenzeichen S 23 U 397/97
Datum 14.01.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 124/00
Datum 19.09.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
14. Januar 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Parteien streiten um die Entziehung einer Verletztenrente.
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Nach einem Arbeitsunfall des KlÃ¤gers am 23.09.1992 gewÃ¤hrte die Beklagte
zunÃ¤chst vorlÃ¤ufige Verletztenrente. Der Entscheidung Ã¼ber die Dauerrente
legte sie ein Gutachten des Chirurgen Dr.L. , H. , vom 13.06.1994 zugrunde. Dieser
fand als wesentliche Unfallfolgen einen geringen Versatz des groÃ�en RollhÃ¼gels
des Oberarmkopfes nach kopfwÃ¤rts rechts und eine deutliche
BewegungseinschrÃ¤nkung des rechten Schultergelenks. Bei der
Schulterbeweglichkeit fand sich ein Schmerzmaximum zwischen 80 und 110Â°
SeitwÃ¤rtshebung des rechten Armes.

Entsprechend seiner EinschÃ¤tzung gewÃ¤hrte die Beklagte mit Bescheid vom
12.07.1994 eine Dauerrente nach einer MdE um 20 v.H.

Am 20.12.1996 begutachtete der Chirurg Dr.G. , MÃ¼nchen, den KlÃ¤ger erneut. Er
fasste die noch bestehenden Unfallfolgen wie folgt zusammen:

1. Endgradige BewegungseinschrÃ¤nkung im rechten Schultergelenk.
2. Kraftminderung im rechten Arm beim Anheben Ã¼ber die SchulterhÃ¶he hinaus.

GegenÃ¼ber dem Vorgutachten lasse sich in folgenden Punkten eine Besserung
feststellen:

1. Zunahme der Beweglichkeit hinsichtlich des Anhebens nach vorne und nach der
Seite.
2. Weitgehende Normalisierung der Drehbeweglichkeit in der rechten Schulter.
3. Die leichte Deformierung im Bereich des groÃ�en OberarmhÃ¶ckers ist beseitigt.

Entscheidend sei, dass der Arm nun wesentlich Ã¼ber die SchulterhÃ¶he hinaus
angehoben werden kÃ¶nne. Die unfallbedingte MdE betrage jetzt 10 v.H.

Mit Schreiben vom 07.011997 kÃ¼ndigte die Beklagte dem KlÃ¤ger die Entziehung
der Verletztenrente unter Angabe der vom SachverstÃ¤ndigen Dr.G. festgestellten
GrÃ¼nde fÃ¼r eine Besserung an und gab ihm Gelegenheit zur Stellungnahme.

Mit Bescheid vom 28.01.1997, dem BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤ger zugegangen am
29.01.1997, entzog die Beklagte dem KlÃ¤ger die Verletztenrente mit Ablauf des
Monats Januar 1997. Den hiergegen eingelegten Widerspruch wies sie mit
Widerspruchsbescheid vom 23.04.1997 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren hat der KlÃ¤ger die WeitergewÃ¤hrung der
Verletztenrente begehrt.

Das Sozialgericht hat Beweis erhoben unter anderem durch Einholung eines
Gutachtens des Chirurgen Dr.K. , V. , vom 23.04.1999. Der SachverstÃ¤ndige
fÃ¼hrt u.a. aus, dass der Vorschlag einer Dauer-MdE mit 20 v.H. im Gutachten vom
13.06.1994 sehr wohlwollend gewesen sei. Man habe durchaus damals schon die
MdE mit 10 bis 15 v.H. schÃ¤tzen kÃ¶nnen. Dies rechtfertige aber keine MdE-
Korrektur, nur eine eindeutige Besserung kÃ¶nne zur MdE-KÃ¼rzung fÃ¼hren.
Dr.G. habe in seinem Gutachten ein aktives Abspreizen rechts bis 150Â° sowie
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Vorheben rechts bis 160Â° festgestellt. GegenÃ¼ber den Messungen des Dr.L. mit
Abspreizen von 120Â° und Vorheben von 110Â° stelle dies eine eindeutige
Besserung dar. Auch die nunmehr gemessenen Werte von jeweils 140Â° stellten
einen deutlichen Hinzugewinn des Bewegungsspiels rechts sowohl fÃ¼r den Alltag
als auch fÃ¼r den allgemeinen Arbeitsmarkt dar. Zusammenfassend habe sich das
aktive Bewegungsspiel der rechten Schulter gegenÃ¼ber Juni 1994 deutlich und
nachhaltig verbessert, dies beim Abspreizen, Vorheben und in der Drehbewegung.
Das BesserungsausmaÃ� sei so eindeutig und nachhaltig, dass an der bisherigen
MdE von 20 v.H. nicht mehr festgehalten werden kÃ¶nne. Es werde empfohlen, ab
01.02.1997 von einer MdE um 10 v.H. fÃ¼r die rechte Schulter auszugehen.
MaÃ�gebend seien die klinischen Untersuchungsbefunde.

Auf Einwendungen des KlÃ¤gers bezÃ¼glich der Messungen des SachverstÃ¤ndigen
und seiner MdE- Bewertung hat das Sozialgericht ein weiteres Gutachten des Dr.K.
vom 27.08.1999 eingeholt. Darin stellt der SachverstÃ¤ndige seine MeÃ�methoden
und deren Ã�bereinstimmung mit den MeÃ�kriterien der Begutachtungsliteratur
dar. Er fÃ¼hrt zusÃ¤tzlich aus, wÃ¤re im Gutachten von 1994 nur eine MdE von 10
bis 15 v.H. geschÃ¤tzt worden, wÃ¼rde man jetzt wegen wesentlicher, anhaltender
funktioneller Besserung die MdE mit unter 10 v.H. vorschlagen.

Mit Urteil vom 14. Januar 2000 hat das Sozialgericht die Klage als unbegrÃ¼ndet
abgewiesen. Die Unfallfolgen hÃ¤tten sich derart wesentlich verbessert, dass die
Beklagte verpflichtet gewesen sei, die Verletztenrente zu entziehen. Wesentlich im
Sinne des Â§ 48 Abs.1 SGB X seien Ã�nderungen, die dazu fÃ¼hrten, dass der
VersicherungstrÃ¤ger unter den nunmehr objektiv vorliegenden VerhÃ¤ltnissen den
Verwaltungsakt nicht oder nicht wie geschehen, hÃ¤tte erlassen dÃ¼rfen. Bei der
Feststellung der MdE sei eine Ã�nderung in diesem Sinne wesentlich, wenn sie mehr
als 5 v.H. betrage. Das Vorliegen einer wesentlichen Ã�nderung sei erwiesen durch
das Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr.K â�¦ In seinen wesentlichen Ergebnissen
stimme es mit dem Gutachten des Dr.G. Ã¼berein. Dies gelte insbesondere fÃ¼r
die noch verbliebenen funktionellen Defizite.

Mit seiner Berufung verfolgt der KlÃ¤ger sein Begehren weiter. Er ist der Meinung,
eine wesentliche Besserung sei nur dann anzunehmen, wenn diese sich objektiv in
mindestens 10%-Punkten als andere Mediziner bei der Bewertung der MdE. Eine
wesentliche Besserung sei damit nicht bewiesen. Eine MdE um 10 v.H. sei
gegenÃ¼ber einer solchen um 10 bis 15 v.H. keine wesentliche Besserung. Die
Frage nach der wesentlichen Besserung hÃ¤tte vor allem Ã¼ber einen
RÃ¶ntgenbildervergleich beantwortet werden kÃ¶nnen. Hier habe die Beklagte aber
keine wesentliche Besserung nachweisen kÃ¶nnen.

Mit Schreiben vom 28.04.2000 hat der Senat dem KlÃ¤ger angezeigt, dass eine
weitere Beweiserhebung nicht beabsichtigt sei, und Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben.

Hierauf hat der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte mit Schreiben vom 24.05.2000 am
26.05.2000 geantwortet, der KlÃ¤ger sei nicht beweisbelastet. Es bestÃ¼nden
daher im Prinzip keine EinwÃ¤nde dagegen, dass keine Beweisaufnahme erfolge.
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Das Gutachten des Dr.K. sei keine hinreichende Grundlage, den rechtskrÃ¤ftig
zuerkannten Rentenanspruch zu entziehen.

Er beantragt, das Urteil vom 14.01.2000 und den Bescheid vom 28.01.1997 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.04.1997 aufzuheben, hilfsweise nach 
Â§ 109 SGG ein Gutachten des OrthopÃ¤den Dr. G. und ein psychiatrisches
Gutachten der Dr.B. einzuholen.

Mit Hinweis auf sein Schreiben vom 24.05.2000 vertritt er die Auffassung, das
Gericht sei verpflichtet gewesen, ihm einen Hinweis zu geben, falls es der Sache
keine Aussicht auf Erfolg beigemessen hÃ¤tte.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zum Verfahren beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung sind die
Akte der Beklagten und die Akte des Sozialgerichts MÃ¼nchen in dem
vorangegangenen Klageverfahren. Auf ihren Inhalt und das Ergebnis der
Beweisaufnahme wird ergÃ¤nzend Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die vom KlÃ¤ger form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig; eine
BeschrÃ¤nkung der Berufung nach Â§ 144 SGG besteht nicht.

Die Berufung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet, denn die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die
Verletztenrente zu Recht entzogen, weil im Vergleich zu den VerhÃ¤ltnissen, die der
GewÃ¤hrung der Dauerrente zugrunde gelegt wurden, eine wesentliche Besserung
eingetreten ist und die MdE seither unter 20 v.H. liegt.

Der Senat hÃ¤lt die Berufung aus den GrÃ¼nden des angefochtenen Urteils des
Sozialgerichts MÃ¼nchen fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und sieht nach Â§ 153 Abs.2 SGG
von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab. Aus dem
Verwaltungs- und Klageverfahren liegen keine Gutachten vor, die den Anspruch des
KlÃ¤gers stÃ¼tzen kÃ¶nnten. Die vorliegenden Gutachten belegen die Annahme
einer wesentlichen Besserung, und eine gutachterliche Ã�uÃ�erung, die die
unfallbedingte MdE ab Februar 1997 noch mit 20 v.H. einschÃ¤tzen wÃ¼rde, liegt
nicht vor.

Die Einwendungen des KlÃ¤gers im Berufungsverfahren gegen das erstinstanzliche
Urteil greifen nicht durch. Zu Recht haben die SachverstÃ¤ndigen die Bewertung
der MdE nicht auf einen RÃ¶ntgenbildervergleich gestÃ¼tzt. Abgesehen davon,
dass dieser Einwand des KlÃ¤gers nicht fachlich begrÃ¼ndet ist, kommt es bei der
Bildung der MdE auf die unfallbedingten FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen an und
damit u.a. wesentlich auf die BewegungsausmaÃ�e der rechten Schulter (vgl.
SchÃ¶nberger- Mehrtens-Valentin Arbeitsunfall und Berufskrankheit 6. Auflage
S.152, 557 f.).

Auch wenn man zu Gunsten des KlÃ¤gers davon ausgeht, dass der
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SachverstÃ¤ndige Dr.K. bei der Bildung der MdE strengere MaÃ�stÃ¤be als der
erste von der Beklagten eingeschaltete SachverstÃ¤ndige anlegt, Ã¤ndert dies
nichts an der von ihm und Dr.G. nÃ¤her dargelegten wesentlichen Besserung in den
gesundheitlichen Folgen des Arbeitsunfalls. Auf das hierfÃ¼r notwendige AusmaÃ�
hat das Sozialgericht in seiner BegrÃ¼ndung zutreffend hingewiesen. Aus dem
zweiten Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr.K. ergibt sich, dass auch unter
Zugrundelegung seiner BewertungsmaÃ�stÃ¤be die tatsÃ¤chliche Ã�nderung in den
Folgen des Arbeitsunfalles mit einer Differenz von mehr als 5%-Punkten bewertet
werden mÃ¼sste.

Aus der von der EinschÃ¤tzung der MdE durch Dr.L. abweichenden EinschÃ¤tzung
durch Dr.K. kann zu Gunsten des KlÃ¤gers nichts hergeleitet werden. Unterstellt, die
MdE- EinschÃ¤tzung sei zu hoch ausgefallen und die DauerrentengewÃ¤hrung
hÃ¤tte den KlÃ¤ger zu unrecht begÃ¼nstigt, wÃ¼rde dies einer Ã�nderung des
Rentenbescheides nach Â§ 48 Abs.1 SGB X nicht entgegenstehen und zwar in dem
MaÃ�e, in dem die tatsÃ¤chliche Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse zu einer Minderung
der MdE berechtigt (vgl. Steinwedel Kasseler-Kommentar Â§ 48 SGB X Rdnr.29). Da
sowohl der SachverstÃ¤ndige Dr.G. als auch Dr.K. eine wesentliche Ã�nderung
begrÃ¼nden, die eine Herabsetzung der MdE um mehr als 5%-Punkte berechtigt,
konnte die Beklagte auch unter diesen angenommenen Voraussetzungen die
Verletztenrente entziehen.

Die Berufung ist deshalb als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Antrag des KlÃ¤ger nach Â§ 109 SGG auf gutachterliche AnhÃ¶rung der von
ihm benannten Ã�rzte war nicht mehr stattzugeben, denn durch die Zulassung des
Antrages wÃ¤re die Erledigung des Rechtsstreits verzÃ¶gert worden und der Antrag
ist aus grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht frÃ¼her vorgebracht worden.

Dem KlÃ¤ger ist das Ende der Beweisaufnahme mit Schreiben vom 28.04.2000
mitgeteilt worden. Der Antrag nach Â§ 109 SGG ist mehr als ein Jahr spÃ¤ter
gestellt worden. Der KlÃ¤ger kann sich nicht darauf berufen, dass er auf die
mangelnde Erfolgsaussicht hÃ¤tte hingewiesen werden mÃ¼ssen. Jedenfalls fÃ¼r
einen KlÃ¤ger, der durch einen rechtskundigen BevollmÃ¤chtigten vertreten ist, ist
mit dem AnhÃ¶rungsschreiben vom 28.04.2000 klar zum Ausdruck gebracht, dass
die Beweisaufnahme beendet ist. Dies bedeutet fÃ¼r einen Rechtskundigen zum
einen, dass das bisherige Beweisergebnis entscheidungserheblich ist und zum
anderen, dass es dem KlÃ¤ger nicht gÃ¼nstig ist. Ansonsten wÃ¤re die gewÃ¤hrte
Gelegenheit zur Stellungnahme, verbunden mit einer Frist, sinnlos. Der
GewÃ¤hrung rechtlichen GehÃ¶rs bedarf eine Partei nicht, die eine ihr gÃ¼nstige
Entscheidung zu erwarten hat. Den nachtrÃ¤glich begehrten Hinweis auf die
mangelnde Erfolgsaussicht hat der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte damit mit dem
Schreiben des Senats vom 28.04.2000 bereits erhalten und sich in der Antwort auf
den Standpunkt gestellt, auf das Beweisergebnis komme es nicht an. Wird in einem
solchen Fall der Antrag nach Â§ 109 SGG nicht wenigstens hilfsweise gestellt, muss
dies jedenfalls bei einem Rechtsanwalt als grobe NachlÃ¤ssigkeit gewertet werden.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten stÃ¼tzt sich auf Â§ 193 SGG und folgt der
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ErwÃ¤gung, dass der KlÃ¤ger in beiden RechtszÃ¼gen nicht obsiegt hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nr.1 und 2 SGG liegen
nicht vor.

Erstellt am: 15.03.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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